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Unsere Vision



Unsere Haltung

Unser Motto:



Hinweise





Checkliste

Vor der Aktion

Während der Aktion

Nach der Aktion



Aktionsideen



Unsere Forderung:

Quadratmeter-Check: Wie viel
kostet deine Wohnung wirklich?



Bestellbar bzw. im Anhang bereitgestellt

Selbst zu organisieren



Nachtlicht: Sicher nach Hause!



Unsere Forderung:

Bestellbar bzw. im Anhang bereitgestellt

Selbst zu organisieren



Gleichberechtigung konkret -
Wer repräsentiert uns
eigentlich?



Unsere Forderung:

Bestellbar bzw. im Anhang bereitgestellt

Selbst zu organisieren



Zur Party? Zur Party! – Wir
lassen uns das Feiern nicht
verbieten!

Unsere Forderung: 



Bestellbar bzw. im Anhang bereitgestellt

Selbst zu organisieren



Due ju speak Englisch? –
Asylrecht darf nicht am
Schreibtisch zerbrechen!

Unsere Forderungen:



Bestellbar bzw. im Anhang bereitgestellt

Selbst zu organisieren



Antifaschismus

Bestellbar bzw. im Anhang bereitgestellt

Selbst zu organisieren



Merch



Sticker



Flyer 



Sonstiges



Highlights



03. bis 06. August

22. August

04. September

Highlights



Anhang



Wohnungsanzeigen

1.)



Wohnungsanzeigen

2.)



Wohnungsanzeigen

3.)



Wohnungsanzeigen

4.)



Mietpreise der überteuerten
Wohnungsanzeigen

1. Berlin

2. Bremen

3. Wildeshausen

4. Braunschweig



Kurz gesagt:

Was sind kommunale
Wohnungsbaugesellschaften ?1



Gründe für besonders Betroffene von
hohen Mieten

Wer ist besonders von hohen Mieten betroffen und warum?

Frauen und Gender Pay Gap:

Alleinerziehende:

Altersarmut:

Azubis und Studierende:

Queere Personen:



Alleinlebende Menschen:

Kurz gesagt:



Gesprächsleitfaden

Ziel: 

Wichtige Hinweise für euch:

Einstieg/Bus und Bahn

Sicherheit

Politischer Anschluss

Abschluss



Quiz zu Bus und Bahn in
Niedersachsen

Zum Abschluss:



SafeNow-Zones

Was sind SafeNow-Zones?11

Kurz gesagt:



Unterrepräsentation von FLINTAS*

Warum sind Frauen in der Politik unterrepräsentiert?12

Kurz gesagt: 



Balken-Grafik zur Visualisierung der
Repräsentationslücke   13, 14



Aktuelle Asylzahlen

34.925
Erstanträge auf Asyl

Hinweis:

https://mediendienst-integration.de/fluechtlinge/ukrainische-fluechtlinge-in-deutschland/wie-viele-fluechtlinge-aus-der-ukraine-leben-in-deutschland/
https://mediendienst-integration.de/fluechtlinge/ukrainische-fluechtlinge-in-deutschland/wie-viele-fluechtlinge-aus-der-ukraine-leben-in-deutschland/


Szenarien aus realen Anhörungen

Fall 1:

Einordnung:

Fall 2:

Einordnung:

Fall 3:

Einordnung:



Fall 4:

Einordnung:



Argumentationshilfe

Asyl ist ein Rechtsanspruch, keine freiwillige Leistung.

Kommunen brauchen Unterstützung statt Überforderung.

Integration lohnt sich.

Menschenwürde gilt für alle.



Aussage Gegenargument

„Die Kommunen sind
überlastet.“

„Warum helfen wir nicht
zuerst den Menschen hier?“

„Deutschland kann nicht alle
aufnehmen.“

„Abgelehnte Asylbewerber
müssen ausreisen.“

„Geflüchtete kosten zu viel
Geld.“

„Geflüchtete arbeiten doch
gar nicht.“

„Es gibt zu viele Straftaten
durch Geflüchtete.“

„Unsere Kultur geht
verloren.“

Gegenargumente



Risiken und Nebenwirkungen von Abschiebungen 
Warum Abschiebungen Gesundheit und Demokratie riskieren

Abschiebungen werden seit Jahren als Element von Sicherheit und Ordnung propagiert. Doch Abschiebungen 
sind Akte staatlich legitimierter Gewalt mit teilweise schweren Risiken und Nebenwirkungen. Sie reißen Men-
schen aus ihrem sozialen Umfeld, trennen Familien, zerstören Lebenswege und haben oft erhebliche gesund-
heitliche Folgen. Abschiebeo!ensiven gefährden das Grundrecht auf Asyl und sind ein Risiko für Rechtsstaat-
lichkeit und Demokratie. Abschiebungen von Angehörigen besonders schutzbedürftiger Gruppen wie Kinder, 
Schwangere, Menschen mit Behinderungen oder schweren Erkrankungen sind mit menschenrechtlichen 
Prinzipien nicht vereinbar.

Angehörige des Gesundheitswesens warnen:
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 Abschiebungen... 

3. 
Das Genfer Gelöbnis verp!ichtet dazu, die Gesund-
heit und das Wohlergehen von Patient*innen an 
erste Stelle zu setzen. Eine ärztliche Mitwirkung an 

Abschiebungen steht dem entgegen. 
Wenn ärztliches Handeln faktisch zu 
einer gesundheitsgefährdenden Maß-
nahme beiträgt, entsteht ein schwerer 
Rollenkon!ikt zwischen Fürsorge-
p!icht und staatlichem Vollzugsinte-
resse.

 bringen Gesundheitsfachkräfte 
 in ethische Konflikte 

1. 
Abschiebungen verursachen extremen Stress. Sie 

bergen das Risiko von (Re-)Traumatisierungen 
und Destabilisierungen bis hin zu Suizidver-

suchen. Die Abschiebedrohung über lange 
Zeiträume, soziale Entwurzelung, unterbro-
chene Therapien oder fehlende Anschluss-
behandlungen machen krank und gefährden 

Heilungsprozesse.

 gefährden 
 Gesundheit und Leben 

2. 
Ein Rechtsstaat ist zum 
Schutz der Menschenwürde 
verp!ichtet. Abschiebungen 
greifen tief in die Menschen-
würde, die soziale Existenz 
und die Grundrechte Betrof-
fener ein. Die Durchsetzung 
von Abschiebungen um jeden Preis ist mit dem 
Rechtsstaat unvereinbar.

 verletzen Menschen-   
 würde und Grundrechte  5. 

Abschiebungen werden zunehmend als Lö-
sung sozialer Probleme dargestellt. Tatsächlich 
bekämpfen sie aber keine Ursachen sozialer und 
wirtschaftlicher Krisen und können so auch keine 
Antworten liefern. Die Stigmatisierung Ge!üchte-
ter als Schuldige für soziale Schie!agen ist Wasser 
auf den Mühlen rechtsextremer Parteien.

 erzeugen gefährliche  
 Scheinlösungen 

6. 
Eine ausgeweitete Abschiebepraxis 
simuliert staatliche Souveränität 
durch Durchsetzung und Härte. 
Wenn in der gesellschaftlichen 
Diskussion Härte zum politischen 
Signal wird, verschiebt sich die Gren-
ze des Zumutbaren, exekutive Ein-
gri"e in existenzielle Lebensbereiche 
werden zunehmend als normal empfunden. 
Die „Abschiebeo"ensive“ wird zum Einfallstor 
autoritärer Tendenzen und zum Werkzeug 
rechter Akteur*innen.

 beschleunigen  
 autoritäre Tendenzen 

4. 
Abschiebungen verursachen erhebliche Kosten 
und sind volkswirtschaftlich kontraproduktiv: 
Zu Personal-, Verwaltungs-, Haft-, Transport-, 
Begleit- und medizinischen Kosten kommen 
eine Vielzahl indirekter Kosten und vertaner 
Chancen. Während mehr Zuwanderung die 
Rente für alle sicherer macht und wirtschaftlich 
sinnvoll ist, werden potentielle Arbeitskräfte 
und Beitragszahler*innen mit hohen Kosten 
abgeschoben.

 kommen teuer –  
 verschenken Potenziale 



Abschiebungen ...

1. gefährden Gesundheit und Leben
Selbst gesunde Menschen können durch Abschiebungen 
oder ein jahrelanges Leben mit Duldung und in existenzieller 
Unsicherheit schwer geschädigt werden. Dies gilt mehr noch für 
kranke oder traumatisierte Menschen, Menschen mit Behinde-
rungen, Schwangere sowie Kinder und Jugendliche. Die Unsi-
cherheit erhöht durch pausenlose Stressbelastung das Risiko für 
Depressionen und Angststörungen, Suizidalität, Komorbiditäten 
wie etwa Herz-Kreislauf-Erkrankungen oder Komplikationen in 
der Schwangerschaft. Abschiebungen schrecken Ge!üchtete 
zudem vor notwendigen Arztbesuchen ab („Chilling E"ect“). 
Die Abschiebemaßnahme ist eine extreme Angst- und Stresssi-
tuation. Behörden müssen diese abbrechen, wenn eine gravie-
rende Gesundheitsgefährdung besteht oder droht, was immer 
wieder vorkommt. Mit der Abschiebung drohen Verstärkung 
posttraumatischer Beschwerdebilder, Chroni#zierung und oft 
unzureichende medizinische Anschlussversorgung. Humanitäre 
Bleiberechtsregelungen bieten einen Ausweg aus destruktiver 
Abschiebelogik.

2. verletzen Menschenwürde und Grund-
rechte
Abschiebungen können das Recht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit, auf Familie und e"ektiven Rechtsschutz sowie 
das Verbot von Zurückweisungen in Länder, in denen ihnen 
Folter oder schwere Menschenrechtsverletzungen drohen, ver-
letzen. Freiheitsentzug zur Erleichterung von Abschiebung ist 
grundrechtlich hochproblematisch. In etwa der Hälfte der Fälle 
wird dies sogar rechtswidrig angeordnet. Bei vielen Abschie-
bungen wird die Menschenwürde sowohl der Betro"enen wie 
der Mitwirkenden beschädigt, etwa durch Fesselungen oder der 
medikamentösen Ruhigstellung verzweifelter Menschen. 2025 
stieg der Einsatz körperlicher Gewalt um fast 40 Prozent. Nicht 
zuletzt deshalb verweigern immer mehr Pilot*innen Abschie-
bungen. Die Menschenwürde ist migrationspolitisch nicht relati-
vierbar, urteilte schon 2012 das Bundesverfassungsgericht. 

3. bringen Gesundheitsfachkräfte in ethi-
sche Konflikte
Ärztliches Handeln basiert auf dem Grundsatz „primum non 
nocere“ – zuerst nicht schaden. Eine ärztliche Beteiligung an 
Zwangsmaßnahmen zur Erleichterung der Abschiebung ist 
nicht Bestandteil ärztlicher Aufgaben und kann nicht ein-
gefordert werden, betont der Weltärztebund. Besonders 
Amtsärzt*innen stehen unter Druck, da sie neben der ärztlichen 
Berufsordnung auch dienstrechtlichen Vorgaben unterliegen. 
Dennoch besteht keine generelle Mitwirkungsp!icht: Schweige-
p!icht und Berufsethik bleiben verbindlich. Abschiebungen aus 
medizinischen Einrichtungen sind eine eklatante Missachtung 
medizinischer Schutzräume; der Deutsche Ärztetag 2025 forder-
te sie grundsätzlich zu untersagen. Neben Gesundheitsrisiken 
für Betro"ene belasten Abschiebungen auch Mitpatient*innen 
sowie Beschäftigte und verletzen deren ärztliche Fürsorge-
p!icht.

4. kommen teuer – verschenken Potenziale
Verfügbare Zahlen zeigen, dass Abschiebungen ö"entliche 
Haushalte erheblich belasten. 2025 lagen allein die Personal-
kosten der Bundespolizei für Flugbegleitungen bei über 10 Milli-
onen Euro. Charter!üge kosten bis zu 600.000 Euro pro Flug. Für 
den Bau eines neuen Abschiebegefängnisses werden rund 300 
Millionen Euro veranschlagt. Langwierige Passbescha"ungen, 
diplomatische Abstimmungen und unkontrollierbare Einzelfak-
toren binden erhebliche Ressourcen und machen Abschiebun-
gen ine$zient. Diese Mittel könnten gesellschaftlich sehr viel 
sinnvoller genutzt werden. Hinzu kommen indirekte Kosten: 
wirtschaftliche Auswirkungen des Fachkräftemangels, Verlust 
ö"entlicher Investitionen in die Integration der Abgeschobenen 
sowie soziale Folgekosten etwa bei Familientrennungen. Eine 
pragmatische und aufnahmeorientierte Migrationspolitik hat 
volkswirtschaftliche und #nanzpolitische Vorteile: Migration 
erhöht nicht nur die Wirtschaftlsleistung, sondern entlastet 
ö"entliche Haushalte, zeigt eine neue Studie.

5. erzeugen gefährliche Scheinlösungen
Abschiebungen werden oft mit Sicherheit, Ordnung und Ent-
lastung der Kommunen begründet. Tatsächlich lösen sie keine 
strukturellen Probleme in den Kommunen, die maßgeblich aus 
jahrzehntelanger Spar- und Privatisierungspolitik resultieren. 
Mehr Abschiebungen und Zurückweisungen an den Grenzen 
scha"en keine Sicherheit, inszenieren Sicherheit aber auf Kosten 
von Ge!üchteten und zu Gunsten rechtsextremer Diskurse. 
Auch Einschränkungen beim Familiennachzug dienen nur 
vermeintlich der Migrationskontrolle; tatsächlich gibt es kaum 
eine besser planbare und geordnetere Form der Asylmigration. 
Fachleute warnen daher, dass diese faktenfeindliche Politik 
Chaos statt Ordnung scha"t und a"ektpolitisch aufgeladene Er-
satzhandlungen statt echter Krisenbearbeitung anbietet. Auch 
droht weiterer Vertrauensverlust in demokratische Institutio-
nen, wenn die vollmundig angekündigte „Abschiebeo"ensive“ 
an rechtsstaatlichen Hürden und der irreführenden Erzählung 
einer „Vollzugslücke” bei Abschiebungen scheitern sollte.

6. beschleunigen autoritäre Tendenzen
Die sogenannte „Abschiebeo"ensive“ verschiebt den Diskurs 
von humanitärem Schutz zu o"ensiv propagierter Härte. „Här-
ten und schärfen“ heißt das im Innenministerium, „Remigration“ 
bei der AfD. Maßnahmen wie De-facto Haft für Dublin-Ge!üch-
tete, „Return Hubs“ außerhalb der EU, unbefristete Abschie-
behaft, eingeschränkter Rechtsschutz, Sozialleistungsentzug 
sowie die Begrenzung des Familiennachzugs sind die jüngst er-
dachten Grausamkeiten. Auch die Forcierung von Abschiebun-
gen nach Afghanistan und Syrien sowie brutale Abschiebungen 
aus Kirchenasyl und Kliniken verschieben die Grenze des Zu-
mutbaren. Für eine Migrationspolitik der Härte höhlt der Staat 
rechtsstaatliche Prinzipen aus und beschneidet Grundrechte 
zugunsten autoritärer Kontrollpraktiken – zum Nachteil von uns 
allen. Historisch führt die Ausgrenzung einzelner Gruppen zur 
Einschränkung der Rechte und Freiheiten aller.

Risiken und Nebenwirkungen von Abschiebungen

Eine Information der IPPNW – Internationale Ärzt*innen für die 
Verhütung des Atomkrieges / Ärzt*innen in sozialer Verantwortung e. V. 
Frankfurter Allee 3, 10247 Berlin  |  www.ippnw.de, ippnw@ippnw.de 
1. Auflage 2026 | V.i.S.d.P.: Franca Brüggen
Unterstützen Sie unsere Arbeit: ippnw.de/bit/spenden

Hier finden Sie den digitalen Flyer 

mit Quellennachweisen: 

ippnw.de/bit/risiken-abschiebung
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https://obgyn.onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/aogs.14070
https://obgyn.onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/aogs.14070
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https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publikationen/Analyse_Studie/Analyse_Abschiebung_trotz_Krankheit.pdf
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https://taz.de/Widerstand-gegen-Migrationspolitik/!6156048/
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	Wichtig ist nicht die perfekte Vorbereitung, sondern dass ihr ins Machen kommt. Geht mit den Menschen vor Ort ins Gespräch, hört zu und bringt eure Themen ein. Setzt die Aktion so um, wie es eure Ressourcen zulassen, ob klein oder groß.
	Checkliste
	Vor der Aktion
	Ort und Format der Aktion festlegen
	Datum und Uhrzeit bestimmen
	ggf. Standgenehmigung einholen
	Materialien bestellen oder vorbereiten
	zusätzliche Materialien selbst organisieren
	ggf. lokale Inhalte vorbereiten (z. B. der eigenen Kommune)
	Aufgaben im Team verteilen
	Aktion bewerben (Social Media, ggf. Presse, Flyer)

	Während der Aktion
	Aufbau und sichtbare Gestaltung der Aktion
	aktiv auf Menschen zugehen und ansprechen
	Gespräche führen und zuhören, Inhalte verständlich vermitteln
	Fotos oder Videos für Social Media machen

	Nach der Aktion
	Social-Media-Beitrag posten
	Ergebnisse sichern (z. B. Notizen, Fotos, markierte Karten)
	Erkenntnisse und Forderungen weitergeben (z. B. an Fraktion etc.)
	kurze Auswertung im Team machen


	Aktionsideen
	Quadratmeter-Check: Wie viel kostet deine Wohnung wirklich?
	Bestellbar bzw. im Anhang bereitgestellt
	Selbst zu organisieren
	Nachtlicht: Sicher nach Hause!
	Bestellbar bzw. im Anhang bereitgestellt
	Selbst zu organisieren
	Gleichberechtigung konkret - Wer repräsentiert uns eigentlich?
	Bestellbar bzw. im Anhang bereitgestellt
	Selbst zu organisieren
	Zur Party? Zur Party! – Wir lassen uns das Feiern nicht verbieten!

	Bestellbar bzw. im Anhang bereitgestellt
	Selbst zu organisieren
	Due ju speak Englisch? – Asylrecht darf nicht am Schreibtisch zerbrechen!

	Bestellbar bzw. im Anhang bereitgestellt
	Selbst zu organisieren
	Antifaschismus
	Bestellbar bzw. im Anhang bereitgestellt
	Selbst zu organisieren

	Merch
	Sticker
	Flyer
	Sonstiges
	Bier-Pong-Becher
	“Smash the Patriarchy”-Cap und “TAX THE RICH”-Cap
	Limo und Energy-Drink
	„Smash the Patriarchy“-Feuerzeug
	“Cheers to Queers”-Flaschenöffner
	„Links gedreht“- Longpapes

	Highlights
	Anhang
	Wohnungsanzeigen
	1.)

	Wohnungsanzeigen
	2.)

	Wohnungsanzeigen
	3.)

	Wohnungsanzeigen
	4.)

	Mietpreise der überteuerten Wohnungsanzeigen
	1. Berlin
	2. Bremen
	3. Wildeshausen
	4. Braunschweig
	Wohnen

	Was sind kommunale Wohnungsbaugesellschaften1?
	Kommunale Wohnungsbaugesellschaften sind Unternehmen, die einer Stadt oder Gemeinde gehören. Sie bauen, vermieten und verwalten Wohnungen, ähnlich wie private Vermieter, aber mit einem anderen Ziel.
	Der wichtigste Unterschied: Sie sollen nicht in erster Linie Gewinn machen, sondern dafür sorgen, dass es genug bezahlbaren Wohnraum für alle gibt.
	Das bedeutet konkret:
	Sie schaffen bezahlbaren Wohnraum und wirken steigenden Mieten entgegen.
	Sie bauen auch dort Wohnungen, wo private Investoren kein Interesse haben.
	Sie orientieren sich am Gemeinwohl und nicht am maximalen Profit.
	Sie sorgen für langfristig stabile und faire Mietpreise.
	Sie können gezielt Wohnungen für Menschen bereitstellen, die es auf dem Wohnungsmarkt schwer haben.
	Sie stärken die Entwicklung von Stadtteilen und verhindern Verdrängung.
	Sie geben Kommunen die Möglichkeit, aktiv in den Wohnungsmarkt einzugreifen.
	Gewinne fließen zurück an die Stadt und können wieder in Wohnraum investiert werden.
	Kommunale Wohnungsbaugesellschaften sind eng mit der Stadt verbunden und arbeiten daran, Wohnraum für unterschiedliche Menschen bereitzustellen, auch für diejenigen, die auf dem freien Wohnungsmarkt oft schlechtere Chancen haben.
	Kurz gesagt: Kommunale Wohnungsbaugesellschaften sorgen dafür, dass Wohnen bezahlbar bleibt und nicht nur nach Profit organisiert wird.
	Wohnen


	Gründe für besonders Betroffene von hohen Mieten
	Wer ist besonders von hohen Mieten betroffen und warum?
	Steigende Mieten treffen nicht alle Menschen gleich. Besonders betroffen sind Gruppen, die weniger Einkommen haben oder strukturell benachteiligt sind. Dazu gehören vor allem Frauen, junge Menschen und Menschen mit geringem Einkommen.
	Frauen und Gender Pay Gap: Frauen verdienen in Deutschland im Schnitt deutlich weniger als Männer, aktuell etwa 16 % weniger pro Stunde.2 Gleichzeitig übernehmen sie häufiger unbezahlte Carearbeit, arbeiten öfter in Teilzeit und haben insgesamt weniger Einkommen. Das bedeutet: Ein größerer Anteil ihres Geldes geht für Miete drauf. Wohnen wird so schneller zur finanziellen Belastung.
	Alleinerziehende: Alleinerziehende – meist Frauen – sind besonders stark betroffen. Sie müssen Miete alleine tragen und haben oft weniger Einkommen. Gleichzeitig sind sie durch Kinder stärker an eine Wohnung gebunden. Nach Abzug der Wohnkosten sind etwa 36 % der Alleinerziehenden von Armut betroffen.3
	Altersarmut: Viele ältere Frauen haben niedrige Renten, weil sie im Laufe ihres Lebens weniger verdient oder häufiger in Teilzeit gearbeitet haben. Dadurch bleibt nach der Miete oft nur wenig zum Leben übrig. Frauen sind insgesamt häufiger von Armut im Alter betroffen als Männer.4
	Azubis und Studierende: Junge Menschen haben meist ein geringes Einkommen, sind aber besonders stark auf Mietwohnungen angewiesen. Gleichzeitig steigen die Mieten gerade in Städten stark an. Das führt dazu, dass viele einen großen Teil ihres Einkommens für Wohnen ausgeben müssen oder gar keine passende Wohnung finden.
	Queere Personen: Queere Menschen sind häufiger von Diskriminierung betroffen, auch auf dem Wohnungsmarkt. Gleichzeitig haben sie im Schnitt oft ein geringeres Einkommen oder weniger familiäre Unterstützung. Das erschwert den Zugang zu bezahlbarem Wohnraum zusätzlich.


	Wohnen
	Alleinlebende Menschen: Wer alleine wohnt, zahlt im Schnitt höhere Mieten pro Quadratmeter als Mehrpersonenhaushalte.5 Gerade Alleinerziehende und alleinlebende Personen sind deshalb besonders stark belastet.
	Kurz gesagt: Hohe Mieten treffen vor allem diejenigen am stärksten, die ohnehin weniger Geld oder schlechtere Chancen haben. Wohnen wird dadurch schnell zur sozialen Frage und nicht nur zu einer Frage des Marktes.
	Gesprächsleitfaden
	Einstieg/Bus und Bahn
	Sicherheit
	Politischer Anschluss
	Abschluss
	Bus und Bahn

	Quiz zu Bus und Bahn in Niedersachsen
	1. Wie viele Busse werden in Niedersachsen und Bremen betrieben?6
	a) 2.150 b) 1.980 c) 1.340
	2. Wie viele Menschen pendeln täglich in Niedersachsen zur Arbeit oder Ausbildung?7
	a) ca. 2,5 Millionen
	b) ca. 3 Millionen
	c) ca. 1,3 Millionen
	3. Wie viele Autos kommen in Niedersachsen/in unserer Kommune auf 1.000 Einwohner*innen?8
	a) 522 b) 619 (Ganz Niedersachsen) ODER je KV anpassen mit der Quelle c) 843
	4. Wie viele Kilometer Schienennetz hat die Deutsche Bahn in Niedersachsen?9
	a) 1.507km b) 4.189km c) 3.405km
	5. Wie viele Bahnhöfe der Deutschen Bahn gibt es in Niedersachsen?10
	a) 356 b) 425 c) 189
	Zum Abschluss: Wann fährt in deiner Kommune der letzte Bus am Wochenende? Und fühlst du dich auf dem Nachhauseweg sicher?
	Bus und Bahn


	SafeNow-Zones
	Was sind SafeNow-Zones?11
	SafeNow-Zones sind klar definierte Orte, an denen Menschen über eine App schnell und unkompliziert Hilfe holen können. Das können zum Beispiel Bahnhöfe, Clubs, Festivals, Hochschulen oder andere öffentliche Orte sein.
	Wenn sich eine Person in so einer Zone befindet und sich unsicher fühlt, kann sie über die SafeNow-App mit einem Knopfdruck einen Alarm auslösen. Dieser Alarm geht direkt an das Sicherheitspersonal vor Ort. Gleichzeitig wird der genaue Standort der Person übermittelt, sodass Hilfe schnell und gezielt ankommt.
	Der große Vorteil: Hilfe kann unauffällig gerufen werden, ohne lange nach Personal suchen oder telefonieren zu müssen. Gerade in unübersichtlichen oder lauten Situationen – etwa nachts, auf dem Heimweg oder bei Veranstaltungen – kann das entscheidend sein.
	SafeNow-Zones funktionieren nur dort, wo Betreiber oder Städte dieses System aktiv einsetzen und Sicherheitspersonal eingebunden ist. Ziel ist es, öffentliche Räume sicherer zu machen und Menschen eine einfache Möglichkeit zu geben, Unterstützung zu bekommen.
	Kurz gesagt: SafeNow-Zones sind Orte, an denen man per App schnell, unauffällig und direkt Hilfe vom Sicherheitspersonal vor Ort bekommen kann.
	Demokratie und Repräsentation


	Unterrepräsentation von FLINTAS*
	Warum sind Frauen in der Politik unterrepräsentiert?12
	Frauen sind in vielen Parlamenten deutlich unterrepräsentiert, auch auf kommunaler Ebene. Das liegt nicht daran, dass es zu wenige interessierte oder geeignete Frauen gibt. Die Gründe sind vielfältig und oft strukturell.
	Ein wichtiger Punkt ist Zeit: Viele Frauen übernehmen nach wie vor einen größeren Teil der Carearbeit, etwa bei Kindern oder Angehörigen. Dadurch bleibt oft weniger Zeit für politisches Engagement.
	Hinzu kommt, dass Frauen seltener in Positionen arbeiten, die als „typischer Einstieg“ in die Politik gelten, etwa Führungspositionen oder bestimmte Netzwerke. Gleichzeitig sind politische Strukturen oft noch stark von Männern geprägt. Informelle Netzwerke und Erwartungen daran, wie Politik „funktioniert“, können den Zugang zusätzlich erschweren.
	Auch innerhalb von Parteien gibt es Hürden: Wer kandidiert, wird häufig nicht nur nach Qualifikation entschieden, sondern auch durch bestehende Strukturen und Machtverhältnisse. Wenn Parteien Frauen nicht aktiv fördern oder absichern, bleiben sie häufiger außen vor.
	Entscheidend ist deshalb: Es liegt nicht an fehlenden Kandidatinnen, sondern vor allem an den Strukturen in Parteien und Politik. Dort entscheidet sich, wer aufgestellt wird und wer nicht.
	Ein wirksames Mittel dagegen sind verbindliche Regeln, zum Beispiel Quoten. Sie sorgen dafür, dass Frauen tatsächlich berücksichtigt werden und verändern langfristig auch politische Strukturen.
	Kurz gesagt: Frauen sind nicht unterrepräsentiert, weil sie nicht wollen, sondern weil politische Strukturen sie oft benachteiligen.

	Demokratie und Repräsentation

	Balken-Grafik zur Visualisierung der Repräsentationslücke13, 14
	Asyl und Gerechtigkeit

	Aktuelle Asylzahlen
	Im laufenden Jahr 2026 (einschließlich Mai) sind beim BAMF 34.925 Erstanträge auf Asyl eingegangen. Im Vergleich zum Vorjahreszeitraum ist die Zahl um 35,3 Prozent gesunken. Im Jahr 2025 wurden insgesamt 168.543 Asylanträge in Deutschlang gestellt, 2024 waren es 250.945 Asylanträge, 2023 insgesamt 351.915 Asylanträge.
	Hinweis: Die Antragszahlen zu Asyl des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) erfassen in den Jahren 2022 bis 2026 nur einen Teil der tatsächlichen Fluchtzuwanderung nach Deutschland. Im deutschen Ausländerzentralregister waren Ende April 2026 mehr als 1,3 Millionen Schutzsuchende aus der Ukraine registriert. Diese durchlaufen aufgrund einer EU-Richtlinie kein Asylverfahren.

	Szenarien aus realen Anhörungen
	Fall 1:
	Fall 2:
	Fall 3:

	Fall 4:
	Argumentationshilfe
	Asyl ist ein Rechtsanspruch, keine freiwillige Leistung.
	Kommunen brauchen Unterstützung statt Überforderung.
	Integration lohnt sich.
	Menschenwürde gilt für alle.
	Asyl und Gerechtigkeit


	Gegenargumente
	Aussage
	Gegenargument
	„Die Kommunen sind überlastet.“
	„Warum helfen wir nicht zuerst den Menschen hier?“
	„Deutschland kann nicht alle aufnehmen.“
	„Abgelehnte Asylbewerber müssen ausreisen.“
	„Geflüchtete kosten zu viel Geld.“
	„Geflüchtete arbeiten doch gar nicht.“
	„Es gibt zu viele Straftaten durch Geflüchtete.“
	„Unsere Kultur geht verloren.“
	Risiken und Nebenwirkungen von Abschiebungen  Warum Abschiebungen Gesundheit und Demokratie riskieren
	Angehörige des Gesundheitswesens warnen:

	Abschiebungen...
	kommen teuer – verschenken Potenziale
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	5.
	erzeugen gefährliche Scheinlösungen
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	bringen Gesundheitsfachkräfte in ethische Konflikte

	3.
	Information

	Risiken und Nebenwirkungen von Abschiebungen
	Abschiebungen ...
	4. kommen teuer – verschenken Potenziale
	1. gefährden Gesundheit und Leben
	Selbst gesunde Menschen können durch Abschiebungen
	oder ein jahrelanges Leben mit Duldung und in existenzieller
	Unsicherheit schwer geschädigt werden. Dies gilt mehr noch für
	kranke oder traumatisierte Menschen, Menschen mit Behinde-
	rungen, Schwangere sowie Kinder und Jugendliche. Die Unsi-
	cherheit erhöht durch pausenlose Stressbelastung das Risiko für Depressionen und Angststörungen, Suizidalität, Komorbiditäten
	wie etwa Herz-Kreislauf-Erkrankungen oder Komplikationen in
	der Schwangerschaft. Abschiebungen schrecken Geflüchtete zudem vor notwendigen Arztbesuchen ab („Chilling Effect“).
	Die Abschiebemaßnahme ist eine extreme Angst- und Stresssi- tuation. Behörden müssen diese abbrechen, wenn eine gravie- rende Gesundheitsgefährdung besteht oder droht, was immer
	wieder vorkommt. Mit der Abschiebung drohen Verstärkung posttraumatischer Beschwerdebilder, Chronifizierung und oft
	Verfügbare Zahlen zeigen, dassAbschiebungen öffentliche
	Haushalte erheblich belasten. 2025 lagen allein die Personal- kosten der Bundespolizei für Flugbegleitungen bei über 10 Milli- onen Euro. Charterflüge kosten bis zu 600.000 Euro pro Flug. Für den Bau eines neuen Abschiebegefängnisses werden rund 300 Millionen Euro veranschlagt. Langwierige Passbeschaffungen, diplomatische Abstimmungen und unkontrollierbare Einzelfak- toren binden erhebliche Ressourcen und machen Abschiebun- gen ineffizient. Diese Mittel könnten gesellschaftlich sehr viel sinnvoller genutzt werden. Hinzu kommen indirekte Kosten: wirtschaftliche Auswirkungen des Fachkräftemangels, Verlust öffentlicher Investitionen in die Integration der Abgeschobenen sowie soziale Folgekosten etwa bei Familientrennungen. Eine pragmatische und aufnahmeorientierte Migrationspolitik hat volkswirtschaftliche und finanzpolitische Vorteile: Migration erhöht nicht nur die Wirtschaftlsleistung, sondern entlastet öffentliche Haushalte, zeigt eine neue Studie.
	unzureichende medizinische Anschlussversorgung. Humanitäre
	5. erzeugen gefährliche Scheinlösungen Abschiebungenwerden oft mitSicherheit, Ordnung und Ent- lastung der Kommunen begründet. Tatsächlich lösen sie keine strukturellen Probleme in den Kommunen, die maßgeblich aus jahrzehntelanger Spar- und Privatisierungspolitik resultieren. Mehr Abschiebungen und Zurückweisungen an den Grenzen schaffen keine Sicherheit, inszenieren Sicherheit aber auf Kosten von Geflüchteten und zu Gunsten rechtsextremer Diskurse. Auch Einschränkungen beim Familiennachzug dienen nur vermeintlich der Migrationskontrolle; tatsächlich gibt es kaum eine besser planbare und geordnetere Form der Asylmigration. Fachleute warnen daher, dass diese faktenfeindliche Politik Chaos statt Ordnung schafft und affektpolitisch aufgeladene Er- satzhandlungen statt echter Krisenbearbeitung anbietet. Auch droht weiterer Vertrauensverlust in demokratische Institutio- nen, wenn die vollmundig angekündigte „Abschiebeoffensive“ an rechtsstaatlichen Hürden und der irreführenden Erzählung einer „Vollzugslücke” bei Abschiebungen scheitern sollte.
	Bleiberechtsregelungen bieten einen Ausweg aus destruktiver
	Abschiebelogik.

	2. verletzen Menschenwürde und Grund-
	rechte
	Abschiebungen könnendas Recht aufLeben undkörperliche
	Unversehrtheit, auf Familie und effektiven Rechtsschutz sowie
	das Verbot von Zurückweisungen in Länder, in denen ihnen
	Folter oder schwere Menschenrechtsverletzungen drohen, ver- letzen. Freiheitsentzug zur Erleichterung von Abschiebung ist grundrechtlich hochproblematisch. In etwa der Hälfte der Fälle
	wird dies sogar rechtswidrig angeordnet. Bei vielen Abschie-
	bungen wird die Menschenwürde sowohl der Betroffenen wie
	der Mitwirkenden beschädigt, etwa durch Fesselungen oder der
	medikamentösen Ruhigstellung verzweifelter Menschen. 2025 stieg der Einsatz körperlicher Gewalt um fast 40 Prozent. Nicht
	zuletzt deshalb verweigern immer mehr Pilot*innen Abschie-
	bungen. Die Menschenwürde ist migrationspolitisch nicht relati-
	vierbar, urteilte schon 2012 das Bundesverfassungsgericht.

	6. beschleunigen autoritäre Tendenzen
	3. bringen Gesundheitsfachkräfte in ethi-
	sche Konflikte
	Diesogenannte„Abschiebeoffensive“ verschiebt denDiskurs
	vonhumanitärem Schutz zu offensiv propagierter Härte. „Här- tenund schärfen“ heißt das im Innenministerium, „Remigration“ beider AfD. Maßnahmen wie De-facto Haft für Dublin-Geflüch- tete,„Return Hubs“ außerhalb der EU, unbefristete Abschie- behaft, eingeschränkter Rechtsschutz, Sozialleistungsentzug sowie die Begrenzung des Familiennachzugs sind die jüngst er- dachten Grausamkeiten. Auch die Forcierung von Abschiebun- gen nach Afghanistan und Syrien sowie brutale Abschiebungen aus Kirchenasyl und Kliniken verschieben die Grenze des Zu- mutbaren. Für eine Migrationspolitik der Härte höhlt der Staat rechtsstaatliche Prinzipen aus und beschneidet Grundrechte zugunsten autoritärer Kontrollpraktiken – zum Nachteil von uns allen. Historisch führt die Ausgrenzung einzelner Gruppen zur Einschränkung der Rechte und Freiheiten aller.
	Ärztliches Handeln basiert auf dem Grundsatz „primum non nocere“ – zuerst nicht schaden. Eine ärztliche Beteiligung an
	Zwangsmaßnahmen zur Erleichterung der Abschiebung ist
	nicht Bestandteil ärztlicher Aufgaben und kann nicht ein- gefordert werden, betont der Weltärztebund. Besonders
	Amtsärzt*innen stehen unter Druck, da sie neben der ärztlichen
	Berufsordnung auch dienstrechtlichen Vorgaben unterliegen.
	Dennoch besteht keine generelle Mitwirkungspflicht: Schweige- pflicht und Berufsethik bleiben verbindlich. Abschiebungen aus
	medizinischen Einrichtungen sind eine eklatante Missachtung
	medizinischer Schutzräume; der Deutsche Ärztetag 2025 forder-
	te sie grundsätzlich zu untersagen. Neben Gesundheitsrisiken für Betroffene belasten Abschiebungen auch Mitpatient*innen
	sowie Beschäftigte und verletzen deren ärztliche Fürsorge-
	pflicht.
	Hier finden Sie den digitalen Flyer mit Quellennachweisen:  ippnw.de / bit / risiken-abschiebung
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